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Zum Schutze der unehelichen Kinder. 


Ju Nr. 21 dieſer Zeltſchrift erſchten ein Artikel, welcher die 
Frage behandelte: „Wie ſoll der Staat die Kinder in den erſten Le⸗ 
benslahren fchützen?? Dieſer Artikel ſprach eine Idee aus, welche 
gewiß ſchon von vielen praktiſch Denkenden gedacht und vielleicht auch 
angeregt wurde. Da etz wirklich dringend nothwendig iſt, in dieſer 
Richtung ernſtlich zur Ausführung zu ſchreiten, fo möchten wir durch 
die nachfolgenden ſtatiſtiſchen Daten die Angelegenheit noch einmal 
behandeln und beleuchten. 

Die Thatsache, daß die Kinder beſonders im erſten Lebensjahre 
ſterben, tft von Neuem bei den jüngften ſtatiſtiſchen Publiegtlonen über 
die Bevöllerungsverhältniſſe Deſterreicht“) grell hervorgetreten. Unter 
18.546 Sterbefälleu, welche im Jahre 1868 in Wien eintraten, waren 
5.252 ſolche von Kindern bis zu Einem Lebensjahre, während in der⸗ 
jelben Zeit nur 2.175 Kinder von Einem bie fünf Lebensjahren ſtar⸗ 
ben, und auf Knaben und Mädchen von 10 bis 20 Jahren gar nur 
993 Sterbefälle kamen. Die Sterblichkeit der Kinder im erſten Le⸗ 
bensjabre iſt demnach eine fo enorme, daß die furchlbarſten Epidemien, 
welche wir gegenwärtig kennen, keine ſo große Zahl von Opfern for⸗ 
dern. Und während gegen Epidemien die energiſcheſten Maßregeln 
getroffen werben, it gegen dieſe permanente Krankheit noch fait gar 
keine Vorkehrung getroffen. 


*) Siehe ſummariſche Grgebuiffe det Volkszählung vom 31. December 1869: 
Dauungen, Geburten und Sterzefäcte in den im Neicjtcathe vertretenen Köuigreſchen 
und Landern nach Stadlen und Bezirkshauplmannſchaften 1868, Wien 1870, ©. 48. 


Der Berfaffer jenes Artikels betonte ferner, daß in manchen 
Ländern die Zahl der unehelichen Kinder eine ſehr große je, und daß 
der Staat bei der mangelhaften Erziehung dieſer Kinder Bürger heran⸗ 
wachſen ſieht, welche ſeinem Gedeihen nichts weniger als forderlich 
werden dürften. 

Es gibt nun wirklich in Defterreich Provinzen, in welchen faſt 
jeder zweite Menſch, welchem man begegnet, außerehelich geboren und 
erzogen iſt. So kommen z. B. in Kärnten auf 100 Geborne 44.45 
uneheliche Kinder. In Klagenfurt find ſogar 71.20 Percent unehe⸗ 
lich geboren. Alſo mehr als drei Viertel diefe Stadtbevölkerung haben 
die elterliche Pflege und Erziehung zum größten Theile entbehren 
müſſen! Auch Graz zählt unter 100 Nengebornen 62.48 uneheliche 
und Wien ſteht die Hälfte ſeines Nachwuchſes, nämlich 49.97 Percent 
außer der Familie heranwachſen. 

Die Städte zeichnen ſich vor dem flachen Lande durch eine weit 
größere außereheliche Vermehrung aus. So finden ſich unter 100 
Gebornen Uneheliche: 

im Klagenfurt 71.20, im Bezirke Klagenfurt 


Umgebung 40.57 


Graz 62.48, „ Graz 25.69 
Wien 49.97, „ „ Hernals 29.77 
Prag 49.59, „ „ Karblinenthol 10.96 
0 „ Smichov 11.04 

Innsbruck 49.10, „ „ Ignnebruck = 11.28 
„ Linz 44.78, „ 1 8 15.07 
Laibach 42.96 „ „ Laipach f 6.39 
Salzburg 43.87, „ „ Salzburg 25.69 
Brünn 41.08, „ „ Brünn 11.16 
Lemberg 41.06, „ „ Lemberg 9.70 
Trieſt 27.54, „ Gebtete von Trſeſt 4.71 
Troppau 19.13, „Bezirke Troppau 10.42 


Ferner kommen auf 100 Geborne 
unehektche Kinder 


in Kärnten 44.45 
„Niederöſterreich 31.50 
„Salzburg 31.16 
„Steiermark 30.29 
„Ober⸗Oeſterreich 20.94 
„Böhmen, 15.51 
Mähren 12.13 
„Krain 12.05 
„Schleſien 10.69 
„ der Bucowing 10.30 
im Küſtenlande 8.18 
in Galizien 8.09 
. Sol 6.41 
„ Dalmatien 3.88 


Die Stattſtik gibt uns an die Hand, welche Urſachen auf die 
Vermehrung der außerehelichen Geburten Einfluß nehmen. 

Vor Allem iſt es die Nationalität. Die Deulſchen ftehen obenan 
in der außerehelichen Vermehrung. Wir möchten hierin nicht einen 


Makel, ſondern vielmehr einen Vorzug gegenüber andern Nationalftäten 
erblicken, welche gewiß an Sinnlichkeit den Deutſchen nicht nachſtehen, 
wohl aber durch Jahrhunderte lange Sitte ſich daran gewohnt haben, 
die Abtreibung der Leibesfrucht iu den allererſten Lebenstagen berjelben 
ald etwas ganz Natürliches und Nothwendiges zu betrachten. Der 
Italiener und Südſlave benützt auch häufig die Blätter der männ⸗ 
lichen Hanfpflanze, deren Abſud von den Mädchen und Frauen zu 
gewiſſen Seiten getrunken werden jo, um eiue dauernde Unfruchtbar⸗ 
keit herbeizuführen. Wir glauben, daß eine ſorgſame Pflege des 
Embryo, welche ſpäter die uneheliche Geburt herbelführt, mehr Ge⸗ 
müth und Cultur und mehr Selbſtaufopferung zeigt, als die raffinirke 
Vernichtung des ueuen Lebens. 

Aber an den Staat tritt die Aufgabe heran, zu ermoglichen, 
daß die Liebesverhältntſſe, welche zu unehelichen Geburten führen, ſich 
möglichſt in eheliche verwandeln. 

Und hier gibt uns wieder die Statiſtik die beſten Anhaltspunkte 
an die Hand. Sie zeigt nämlich, daß die Zahl der unehelichen Kin⸗ 
der wächst, wenn die Zahl der Ehen abnimmt, und insbeſondere, wenn 
die Verheiratung erſt im ſpätern Lebensalter ſtattzufinden pflegt. Der 
Deulſche pflegt ſpäter zu heiraten, als der Slave oder Italiener. Er 
hat mehr Bedürfuiſſe und kaun daher einen Hausſtand nicht fo früh 
gründen, als jene, die ſich mit Sterz und Polenta beguügen, die auch 
zu mehreren Familten, ja ſogar Generaktonen dieſelbe Wohnung be⸗ 
fiebelt, 

Ferner nimmt die Zahl der Ehen ab, wenn die bäuerlichen Ver⸗ 
hältniffe eine Therlung der Grundſtücke, einen Kleinbetrieb der ande 
wirthſchaft nicht zulaſſen oder zugeſtehen. In den Alpen muß der 
größte Theil der Bevölkerung unverehelicht bletben, weil ſich für ihn, 
fein eigenes Heimweſen findet, und unter den Verhekraketen gibt es 
viele junge Burſche, welche alte Wittwen heirateten, um zum eigenen 
Hanfe und Hofe zu gelangen. 

Die Luft zum Hekraten nimmt hingegen zu bei der rationellen 
Landwirthſchaft, welche mit landwirthſchaftlicher oder Hausinduſtrie ver⸗ 
einigt iſt, wo für viele Familien, welche ihre Arbeitskraft emſig aus⸗ 
nützen, eine kleine Bodenfläche zur Ernährung hinreicht. Auch daz 
Handwerk und die Kleininduſtrie wirken günſtig ein. Die Großinduſtrie 
hingegen, bei welcher mefſtens entweder nur Männer oder nur Mäb⸗ 
chen beſchäftigt werden, hat wenig Ehen und dafür ſehr viele unehe⸗ 
liche Kinder zur Folge. 

Es iſt jedenfalls in die Hände des Staates gegeben, die eine 
oder andere Induſtrie zu begünſtigen, zu wecken und zu kräftigen. “) 
Etne geſunde Hausiuduſtrje, wie z. B. die Uhrenfabrication, die Glat⸗ 
ſchleiferei und Glaß⸗Quincailleriefabrication, die Gewehrfabrication, die 
Teppich⸗ und Lodenweberei, die Stickerei und Spitzenklöppelet u. f. f. 
iſt für die Volkszuſtände am Lande weit günſtiger, als die Latiſundien⸗ 
wirthſchaft ober die Bodenzerſplitterung ohne Rückſicht auf die Erhalt⸗ 
barkeit det Befitzes. 

Selbftverſtändltch müſſen jedoch ſolche Hausinduſtrien gewählt 
werden, welche weder mit der Maſchine concurriren, noch zu ſehr der 
Mode und der Speculation unterworfen ſind. 

Die Vorſchlage, welche der Verfaſſer des eingangs erwähnten 
Artikels hinſichtlich des Unterrichtg und der Controle der außerehelich 
und ehelich ſchwanger gewordenen Mütter macht, zeugen von gutem 
Willen, den Webeltänben abzuhelfen, dürften aber theils wegen der 
geſellſchaftlichen Vorurtheile, theils wegen der geringen Energie der 
betreffenden Aufſichtsorgane wohl nur zum geringſten Theile ausführ⸗ 
bar ſein. Jedoch unterliegt etz keinem Since, daß dieſe Frage einer 
reiflichen Erwägung würdig iſt. 

Prof. Dr. E. Herrmann. 


J Bei der Heutigen Weltwirthſchaft dürfte ez wohl gewagt fein, den Staat Im 
Intereſſe feiner filtlichen Aufgaben fo im Allgenelnen zu Proſecten In der Wirtbſchafts. 
pflege anzuelfern. Die wirißſchofllichen Didyofitionen des Landes find einmal für die 
Wirihſchaftsrichlung bee Beröfteeung maßgebend wenn kein Rückschritt eintreten foll 
Die Finftige Anfgaße ves Staals wird vielmehr dieje fein, auf der Basil der ges 
worbenen Verhalkniſſe und nach Richtung ihrer natürlichen Mel 
lerentwicklung die Anknüpfung spunkte zur Löſung auch der ſitt⸗ 
lichen Aufgaben zu ſuchen. Bem. d. Rer 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Zuläſſigkeit einer nachträglichen Bau: nud Concur⸗ 

renz Verhandlung xückſichtlich Kirchenbaulichkeiten, weſche der 

Pfründner eigenmächtig ohne vorhergegangene Verhandlung aus⸗ 
führen ließ. 

An der Kirche und den Pfründengebäuden zu M. G. waren Bau⸗ 
herſtellungen nothwendig geworden, die ohne Nachtheil nicht aufge⸗ 
ſchoben werden konnten. Der damalige Pfründner L. S. hat uun in 
Würdigung diefes Umſtandes ſelbſtſtändig während der Jahre 1864 
bis 1869 eine Reihe theils Adaptirung⸗ theils Melioratiousbauten 
ausführen laſſen, welche im Ganzen auf 2871 fl. 35 kr. ö. W. zu 
ſtehen kamen. 

Nachdem ihm das fb. Ordmarjat zu K. hiezu die Ermächtigung 
ertheiſte, ſchritt der Pfründner unterm 4. Juli 1870 bei der Bezirks⸗ 
hauptmonnſchaft V. um nachträgliche Vornahme der Baus und 
Concurrenzverhandlung bezüglich der von ihm ausgeführten Bauten 
ein. Sein Anfuchen wurde jedoch unterm 14. Juli 1870, 3. 4971 
abgewieſen, weil die Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit der während 
bed Zeitraumes von 5 Jahren vollführten Bauherſtellungen nur durch 
den unerläßlich nothwendigen Localaugenſchein (9 6”) des kärntiſchen 
Landesgeſezes vom 27. Juli 1864, betreffend die Einleſtung und 
Durchführung von Kirchen: und Pfründenbaulichkekten) conſtatirz wer⸗ 
den, und der vorgelegte im Jahre 1869 verfaßte Koſtenvoranſchlag 
nicht zur Bewerthung von Objecten dienen kann, welche bereits mehrere 
Jahre vorher unter anderen, möglicher Weiſe geringeren Preigverhält⸗ 
uiſſen vollführt wurden“ 

Die Landesſtelle beſtätigte über den dagegen eingebrachten Re⸗ 
curs des Pfründnerg L. S. unterm 20. Jänner 1871, 3. 252 bie 
Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft in der Erwägung, „daß das 
Landetzgeſetz vom 27. Juli 1864 ausſchließlich nur jene Fälle im 
Auge hat, wenn die Ausbeſſerung oder Nenherſtellung eines Kurchen⸗ 
oder Pfründengebäudes für nothwendig erachtet wird und erſt zur 
Aue führung gelangen ſoll“, und wies den Recurrenten mit feinen rs 
ſatanſprlichen gegenüber dem Beſitzer des Gutes F. als Patron, ſowie 
gegen die Gemeinden auf den gfechttzweg. 

Der dagegen weiterhin an das Miniſterium für Cultus und 
Unterricht eingebrachte Recurs des Pfründnertz hatte die Folge, daß 
mit Erlaß dieſes Miniſterums vom 21. März 1871, 3. 8 die 
Entſcheidungen der Unterbehörden aufgehoben und angeordnet wurde, 
mit der Anberaumung der vom Recurrenten nachgeſuchten Bau⸗ und 
Concurrenzverhandlung rückſichtlich der von ihm ausgeführten Bauher⸗ 
ſtellungen vorzugehen. 

Dieſe Entſcheidung war von folgenden Gründen getragen: 

„Nach klaren Rechtsgrundſäßen kann ein eigenmächtiges Vor⸗ 
gehen bei Kirchen- und Pfarrbauten den Verkuft des geſeßlichen Ans 
ſpruches gegen die Concurrenz, beziehungsweiſe die Befreiung dieſer 
letzteren von der ihr ſonſt rechtlich obgelegenen Verpflichtung zur ganze 
lichen oder theilweifen Beſtreitung der Baukoſten nur dann zur Folge 
haben, wenn eine derartige Sanction ausdrücklich durch die Geſetze 
angeordnet wird.“ 

„Bei dem Abgange einer ſolchen ausdrücklichen Beſtimmung 
wird der in einem ſolchen Falle, von dem Bauführer erhobene Regreß⸗ 
anſpruch lediglich nach $ 1042 a. 0 G. B. zu beurtheilen fein, und 
die einzige nachtheilige Folge der nicht ordnungsmäßigen Procedur 
wird darin beſtehen, daß dem Bauführer nach bereits hergeftelltern 
Baue der Nachweis der Nothwendigſeit und Zweckmäßlgkeit derſelben, 
ſowie der genauen Koftenziffer erſchwert oder ganz unmöglich gemacht 
fein wird. Keinesfalls aber wird die adminiſttative Concurrenzinſtanz 
befugt erjchemen, dem Bauführer bloß wegen dieſer feiner ſchwierigeren 
Bpmweitlage eine von ihm zu dem Ende dieſer Beweisführung nach⸗ 


„ Diefe geſeßliche Beftinmung lautel:; 

„Bei Vornahme der Bauberhanblung find vor Allem die Baujchäden und die 
Umftaube, welche einen Neubau oder eine Umftaltung veranlaſſen, eingehend zu er. 
heben die Nothwendigkeit dee Bauel, dle Art und Meſſe der Ausfüteung, Bauleitung 
und Coflandtrung zu berathen, fornie auch wegen Verfaſſung des Koſtenvoranſchlages 
das Nüthige vorzukehren“. 

$ 1 des ciftelen Gejeßes lautet: 


„Wird die Aushefferung oder Neuerstellung einen Kuchen- aber Pfrimden- 
gefiähited Für norhwendig erachtet, jo Hat bie Srrchenuorflehung dle Cinteituug zur 
Honverbandlung zu treffen.“ 
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geſuchte Bau⸗ und beziehungsweiſe Coneurrenzverhandlung von vorne⸗ 
herein zu verweigern.“ 

„Wenn dieſe Grundsätze auf den vorliegenden Fall angewendet 
werden, und wenn insbeſondere in Erwägung gezogen wird, daß weder 
das Kärntner Kirchenconcurrenzgeſeß vom 28. Mal 1863, L. G. B. 
Nr. 6, noch das Landesgeſetz vom 27. Juli 1864, L. G. B. Nr. 16 
auf eine eigenmächtige Bauführung den Verluſt des gefetzlichen An⸗ 
ſpruches gegen die Concurrenz feßen, fo erſcheiut es klar, daß das in 
dieſer Rechtssache von den Unterbehörden eingehaltene Verfahren nicht 
gerechtfertigt war“. 

Dr vr 


Competenzſtreit, a) Zur Eutſcheidung der Frage, welchem Armen⸗ 
fonde das Armendrittel nach einem ahne Teſtament verſtorbenen 
katholiſchen Meltgeiſtlichen gehöre, find die Gerichte competent. 
b) Zur Entſcheidung der Frage, ob, wenn ein Verwandter eines 
Fatholifchen Weltgeiſtlichen wegen eigener Armuth auf das Armen⸗ 
beittel Auſpruch erhebt, dieſer Auſpruch in der Armuth des Praä⸗ 
tendenten begründet fei, ſind die Verwaltungsbehörden competent. 

Aus Anlaß zweier in Böhmen vorgekommenen Fälle des ab 
mtestato- Ablebens katboliſcher Geiſtlichen, nämlich der Dechanten, 
Pfarrer Franz B. in D. und Martin N. in S. haben ſich in Be⸗ 
treff des Armendrittels zwijchen den polſtiſchen und Gerichtzbehörden 
verſchiedene Zweifel und Bedenken ergeben. Es wurden diesfalls um⸗ 
faſſende Verhandlungen gepflogen, und nachdem eine vollkommene 
Uebereinſtimmung in den Anſichten zwiſchen der böhmiſchen Statt⸗ 
balterel und dem böhmiſchen Oberlandesgerichte nicht erzielt wurde, 
hat letzteres die Verhandlung an den oberften Gerichtshof vorgelegt, 
welcher ſich behufs Austragung der Competenzfrage an das Miniſterium 
des Innern um deſſen Wohlmeiuung wendete, 

Es handelte ſich nämlich bet den vorgelegenen Streitfällen um 
Competenz⸗Einigung über folgende zwet Fragen: 

1) wer zur Entſcheidung der Frage, welcher Gemeinde, reſp. wel⸗ 

chem Armenfonde dad Armendrittel nach einem ohne Teſtament 
verftorbenen Weltgeſſtlichen gebühre, competent fer, und 
wer zur Entſcheidung über die Erbganſprüche der armen Ver⸗ 
wandten eines ab intestato verſtorbenen Wellgeiſtlichen an das 
Armendrittel berechtiget ſei. 
Was die Frage ad 1) anbelangt, jo trat gegenüber differirenden 
Anſichten der Unterbehorden über die Competeuz zur Entſcheidung Die: 
fer Frage doch zwiſchen der Statthalterei und dem Oberlandesgerichte 
in Prag keinerlei Memungsverſchiedeuheit mehr hervor, indem von 
beiden Seiten mit Rückſicht auf die Beſtimmungen der 88 125 und 
126 des Patentes vom 9. Aug. 1854, R. G. Bi. Nr. 208 die Com: 
petenz der Abhandlungsbehorde anerkannt wurde. Dieſer Meinung 
ftimmte auch der oberſte Gerichtshof bei 

Bezüglich der Frage ad 2) hingegen, ob nämlich über die Zu⸗ 
wendung des Armendrittels nach einem ab intestato verſtorbenen Welt⸗ 
geiſtlichen an deſſen arme Verwandte im Rechts. oder Verwaltungz⸗ 
wege zu enticheiben fei, hatten Statthalterei und Oberlandesgericht die 
Competenz abgelehnt. 

Die Statthalterei hielt die Competenz der Gerichte feſt, „da 
die Geltendmachung von fraglichen Anſprüchen bei der politiſchen Be⸗ 
hörde nach der stattgefundenen Einantwortung an ſich wirkungslos, 
vor der Einantwortung aber deßhalb unmöglich wäre, weil erſt durch 
die Einantwortung das geſetzliche Erbrecht, ohne welches der Anſpruch 
an das Armenbrittel gar nicht geſtellt werden konnte, zur Anerkennung 

elange“. 

4 dne Oberlandesgericht hielt die Zuständigkeit der Gerichte nicht 
begründet, „weil keine poſitive Norm beſtehe, welche die gerichtliche 
Competenz für dieſe Acte eingeführt habe und weil es ſich hier auch 
um feinen Rechtsanſpruch handle, indem die armen Verwandten auf 
das Armendritiel keineswegs einen unbedingten Titel haben, fondern 
nur um deſſen Zuwendung bitten dürfen, alfo denſelben nicht immer 
erhalten müſſen, und indem einem folchen Zumeifungsſpruche eigent⸗ 
lich eine Verzichtleiſtung der erbberechtigten Armeninſtitute zu Gunſten 
der armen Verwandten zu Grunde liegt“. 

Der oberfte Gerichtshof hot ſich in dieſer Frage für die Anſicht 
des Oberlandesgerichtes ausgeſprochen, „weil die Abhandlungsbehorde 
nach dem Gefehe für die Erbfolge in den Nachlaß der Geiſtlichen 
lediglich angewieſen ſei, von der Verlaſſenſchaft eines ab intestato ver⸗ 
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ſtorbenen Weltgeiſtlichen ein Drittel den Armen und zwar jenes Ortes, 
wohin das Kirchendrittel gehört. zuzuweiſen: ob und welche Ver⸗ 
wandten aber und in welchem Maße auf Grund der nachgewieſenen 
Armutb aus dieſem Armendrittel betheilt werden können, keinen Gegen⸗ 
ſtand der richterlichen Judicatur bilde. Dies jet durch das Hofdeeret 
vom 23. Auguſt 1799, 3. 475 J. G. S ausdrücklich anerkannt, nach 
welchem das Erkenutniß über einen ſolchen Anſpruch der Verwandten 
allein der politifchen Behorde zuſteht.“ 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 20. October 1870, 
8. 13.475 dem oberſten Gerichtshofe jene Anſicht im Nachſtehenden 
eröffnet: 

„Was zuvorderſt die Eompetenz zur Entſcheidung der Frage, 
welcher Gemeinde, beziehungsweiſe welchem Armenfonde das Armen⸗ 
drittel nach einem ohne Teſtament verſtorbenen Weltgeiſtlichen zuzu⸗ 
fallen habe, anbelangt, in welcher Beziehung zwiſchen der Statthalteret 
und dem Oberlandesgerſchte in Prag eine Meinungsverſchiedenheit 
nicht beſteht, da beide Oberbebörden die Competenz der Abhandlungs⸗ 
behörde zur Entſcheidung diefer Frage anerkennen, iſt das Miniſterium 
ebenfalls der Auſicht, es obwalte kein Anſtand, daß das Oberlandes⸗ 
gericht in Prag mit der Erledigung des ihm vorfiegenden Reenrſes 
der zur Pfarre D. eingepfarrten Gemeinden gegen die vom Bezirks⸗ 
gerichte in O, erfolgte Zurückweiſung ihrer Erbserklärung zu dem 
Nachlaffe dez Dechantes und Pfarrers Franz B. vorgehe. Auch be⸗ 
züglich der Competenz zur Entſcheidung der Frage, ob, wenn ein Ver⸗ 
wandter des Verſtorbenen im Grunde der eigenen Armuth auf das 
Armendrfttel Anſpruch erhebt, dieſer Anspruch in der Armuth des Prä⸗ 
tendenten begründet jei, ſtimmt dad Miniſterium des Innern der Ans 
ſicht ber, daß hierüber im Verwaltungswege zu entſcheiden if. Hin⸗ 
gegen bleibt die Entſcheidung, ob der Priſtendeut ein geſetzliches Erb⸗ 
recht hat und zu welchem Theil des Nachlaſſes, der Abbandlungsbe⸗ 
hörde vorbehalten, und da dieſe Frage ohnehin in der Einantwortung. 
urkunde bezüglich dez den Verwandten aus dem Geſetze zufallenden 
Drittels ihre Löfung findet, fo werden ſich die Verwaltungsbebörden 
bei der Beſtimmung deſſen, was den armen Verwandten ans dem 
Armendrittel zuzuwenden ift, an die gerichtliche Einantwortungsurfunde! 
zu halten haben“ 

Das Miniſterium des Innern hat gleichzeitig im Sinne dieſer 
Note die Statthalterei in Prag und der oberſte Gerichtsbof hat un⸗ 
term 3. November 1870, 8. 12.849 das böhmiſche Oberlandesgericht 
im felben Sinne verftänbiget. 

Bemerkung des Ginfenbers: 

Die Beurtheflung, ob der Beweitz bed Erbrechtstitels erbracht, 
ob dem erklärten Erben die Beſorgung und Benützung der Verlaſſen⸗ 
Schaft zu überlaſſen, ob ihm die Erbschaft einzuantworten iſt, kann 
unter allen Umſtänden nur der Abhandlungsinſtanz zuſtehen, und et 
dürfte dies ſowohl dann gelten müſſen, wenn eine Armenſondsverwal⸗ 
tung das geſetzliche Drittel nach einem ab intestatn verſtorbenen 
Katholischen Weltprſeſter beanſprucht, als wenn ein Verwandter des 
Verſtorbenen im Grunde der eigenen Armuth auf das Armendrittel 
Anſpruch erhebt. 

Um jedoch die in den §§ 810 und 819 a. b. G. B. enthal⸗ 
teuen gerichtlichen Verfügungen zu erwirken, muß der Erbe nach § 799 
d. b. G. B. und $ 122 des Patente vom Jahre 1854, Nr. 208 
R. G. Bl. ſein Erbrecht gehörig ausweiſen, und es dürfte daher die 
Abhandlungsinſtanz, bevor fie in einem der gefepten Fälle das Erb⸗ 
recht als ausgewieſen anerkennt, die Beibringung eines Aubſpruches 
der politiſchen Behörde verlangen, wodurch dargethan wird, daß bes 
züglich erſteren Falles der ſich erbserklärende Armenfond nach den 
politiſchen Vorſchriften berufen iſt, oder bezüglich des zweiten Falles, 
daß der Prätendent wirklich arm daher, fein Inteſtaterbrecht voraus⸗ 
geſetzt, zu dem Anſpruche berechtiget iſt 

Aus dem Hoſderrete vom 27. November 1807, J. G. S. Nr. 
828, insbeſonderg aus deſſen vorletztem Ablage ergibt ſich, daß zu dem 
Armendrittel eines bei der Kirche bleibend angestellt geweſenen Prieſters 
nicht die Armen des Pfarrortes allein, ſondern die geſammten Pfarr⸗ 
gemeinden mit Einſchluß der Filialen nach Verhälſniß der Seelen⸗ 
menge berufen ſind, und in dem gleichen Sinne laſſen ſich die neueſten 
Landesgeſetze, betreffend die Uebergabe der Pfarr-Armeninftitute an die 
Gemeinden vernehmen. (Niederöſterreich 21. Februar 1870, Nr. 21, 
Oberöſterreich 20. December 1869, Nr. 34, Schleſten 10. December 
1869, Nr. 5 und Kärnten 21. Februar 1870, Nr. 70 L. G. Bl.) 
Wenn nach den beſtehenden Vorſchriften mehrere Gemeinden ober Theile 


oo 


von Gemeinden an dem Armeudrittel der Inteſtatverlaſſenſchaft eines 
Säculargeiſtlichen theilzunehmen haben, fo M dasſelbe den Armen⸗ 
inſtitnten der Gemeinden des Pfarrſprengels nach der Seeleuzahl zu⸗ 
zuweiſen ($ 4 des niederöſterreichiſchen Laadesgeſetzes). Eukſteht dar⸗ 
über ein Streit, welche Fonde und in welchen Untheilen ſte zu dem 
geſetzichen Armeuprittel berufen find, jo find zur Entfcheidung die 
polikiſchen Behörden competent, well es ſich in einem ſolchen Falle 
um die Handhabung der Arxmengeſeggebung handelt, unch welcher zu 
beſtimmen iſt, welche Perſonen von Fall zu Fall unter den Armen zu 
verſtehen find, und in welchem Verhältwilje die concurrireuden Funde 
theilzunehmen haben. Es iſt dies eine Entſcheidung officröſer Natur, 
und ſind die zu Grunde zu legenden Daten im Bereiche der Verwal⸗ 
tung ohne Schwierigkeit und von Amtswegen zu beſchaffen. 

Es dürfte daher wohl zu erwägen ſein, ob nicht auch das Erb⸗ 
recht eines das geſetzliche Armendrittel beanſpruchenden Armenfondes 
erſt nach Beſtätigung und int Streitfalle nach der Entſcheidung der 
politischen Behörde, daß dieſem Fonde der Anfpruch (und eventuell 
in welchem Umfange) zukommt, von der Abhandlungsinſtanz im Sinne 
der SS 799 a. b. G. B. und 122 des Pat. vom 9. Auguſt 1854, 
R. G. B. Nr. 208 als ausgewieſen anzuerkennen ſei. St. 


Verordnungen. 


Erlaß des Statthalters von Steiermark vom 8. März 1971, Z. 1489, betreffend 
die Controle der Pfarr⸗Arlncninſtilnze und deren Permögensgebahrung. (Vgl. 
Ihr. 2 diefer Zeltſchrift vom Jahre 1871, Seite g und Nr. 10 flgde vom Jahre 1870.) 

Die yon Seite einer Behorde dent MlunſterialErlaſſe vom 16. October 1865, 
3: 9.525 ) gegebeue Auslegung; als ſeſen dre Gemeinde -Vorſte⸗ 
bungen zur förmtichenenſurtrung der Pfarr-Armeneuſti. 
tuts rechnungen berufen, veranlaßt mich aufmerkſaut zu machen, daß bied 
eine unrichtige Auslegung ist, luden das pfarrliche Armenlaſtitut mit der durch bas 
Gehnats» und Gemeindegeſeß begelinbeten Arntenverſorgungspflicht der Gemeinden 
überhaupt nicht verwechſelt werden darf, und daher bei Pfacr-Nrmeninftiinten uuter 
den im eitirten Minkſter-Crlaſſe vom 16. October 1865 genannten zur Hetalleontrole 
berufenen Organen und Körperſchsflen wohl nicht die Gemeinden als solche, ſondern 
vielmehr jene dret Foctoren der Inſtktnlsvermögeusverwaltung verſtanden werden 
miüſſen, welche noch der gegenwartig in Kroft beſtehenden geſetzlichen orgaulfchen Gin, 
richtung in Folge der Hofkanzteſ. Verordnung vom 24. Jänner 1792, 8. 70, Guberr 
nial⸗ Verordnung vom 19. October 1809, 8. 28.612, 5 April 1648, 9. 5852 und 
20. März 1805, 3. 3668, ſowohl zur Mitſperre, als auch gemgelnſchafklichen Rech. 
tmngöbelegung berufen erſchelnen, d. J. die Pfarter, die Armenväler und Gemeinde. 
vorſtehungen zufannengenommen 

Da nun die Wirkſomkeit biefer Detailcontcole eben in der dreifachen organ 
ſchen Zuſammenſethung zu finden iſt uud in dieſer Hlnſicht gerade duch die mit dem 
hierämklichen Erlaſſe vom 29. März 1865, 8, 8668 geſchehene Einbeziehung ber 
Orlegemeindevorſtehung ſtatt der früher berufen geweſenen Bezirkövbrigkeit eine weſent.⸗ 
liche Unterftiipung Paß gegriffen hat, inbene bie Genieinde durch die Verpflichtung, 
dort nachzuhelfen, wo die Wohlthätigtellganſtalten und Stiftungen nicht austeichen 
(5 22 bed Heimatogefetzes v. 8. December: 1868), bei der Acmeninftitutäverwaltung in 
hohem Grade intereſſirt erſchelnt, fo ſehe ich mich weitere veranlaßt, — da zudem 
gegenwärtig nach dem unterm 15. October 1870, 8, 13.010 jede Einſichtnahme ber 
Rechnungelegung, refpective der Gebahrung von hieraus entfallen iſt — beſonders 
aufzufordern, zufolge des Staaldauffichtsrechtes in geeigneter Weiſe darüber zu wachen. 
daß die genannten drei Pacforen ſich auch wür k lich ordnungsmähig an der frag 
lichen Bermögensuerwaltung bethelligen, zu welcher Aufforderung um fo mehr Grund 
vorhanden ist, als viele der noch vorgelegten Armieninftttuts-⸗Rechnungsertracte durch 
die erwähnten Gemeindevorſtehungen und Arntenväter nicht unterferiget erſcheinen, 
es also allen Anſchein hat, daß die Rechnungslegung, alio auch bie geſammile 
Geſahrung nicht mit Beiziehung der Gemeindevorftehungen und Armenväter, jo 
we es die Gußernial⸗Berordnung vom 19. Octaber 1808, J. 25.612, in Verbindung 
mit der erwähnten Statkhalterei Verordnung vom 29. März 1965, 8. 3668 vor: 
ſchreibl, geſchleht. 

Indem hievon auch ben hlerländiſchen beiden fürſtbiſchöflichen Ordtnarialen 
Mitthellung gemacht wird, erwähne ich nur noch des Falles, wenn in einen Pfarrbe⸗ 
dirke, reſpecklve het einem Pfarr⸗Armenluftitute mehrere Orlsgemeinden Intereffirt er« 

einen. 
2 In dieſem Falle erſcheint ed, wie ſchon in dent hierämtlichen Erlaſſe vom 3. 
Auguft 1865, 3. 12.116 einigen beſtandenen Bezirkzämtern und den beiden fürſt 


) Bezleht ſich im Allgemeinen auf die Uebertragung der Funckionen gegen⸗ 
her den Armeniuſtituten von den Bezirkzämtern an die Gemeinden, inähejonhere in 
Nückſicht auf die Gonkrole 
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biſchöflichen Orbinarialen eröffnet worden ift, angezeigt, bafıbiefe, reſpeliue die 
belreffenden Genleludevorſteher Gineu aus ihrer Mitte gleichſam als Obmann wählen, 
wenn fie es nicht vorziehen ſollten, den im Pfarramte ſelbſt oder in det denſelben zu 
nächſt liegenden Geneernbe bomuciftzcnben Vorfteher mit dieſem Geſchäſte zu bekrauen. 


Perfonalien. 

Seine Majeftät Haben ben erſten Cuſtos der l. l. Hofbibllothek, Hofrarh Or. 
Ernſt Birk zum Vorſtande dieser Hofanſtalt ernannt 

Seine Majeftät haben die Gejanbtfchaftdattaches Maximilian Grafen Efrer- 
ba zy und Rudolph Grafen Welſers hein zu Honorar-Legationsfecretären el, 
dnl 

Seine Majeſtäf haben dem Minifteriafconcipiften Anton Freiherrn v. Pau 
mann den Tilel und Raug eines Minffterlalſecretärs zarftel verliehen 

Seine Maſeſtät haben dem Hilfzämterdircclor der galizischen Statlhallerei 
Julius Moſch den Titel eines kaſſerlichen Rathes zarſrej und dem Hſſoämterdirecljons. 
abjuncten Adolph Sofulsti dad goldene Verdienstkreuz mit der Krone verltehen 

Seine Majeftäi haben dem pralliſchen Arzte und Curvocſtande zu Meran Dr. 
Joſeph Pircher das Ritterkreuz dee Franz Joſebb. Ordens verliehen 

Seine Maſeſtät haben dem Titular⸗Minlſterfalſerretär des Finanzminſſterlums 
Eduard Meiretter Ed. v. Mechtfeld anläßlich der Penſionirung Pesfelben auch 
den Raug eines Minifterialferrelärd tayfrei verliehen. 
Der vberſte Rechnungshaf bol eine bet demſelben erledigte Rechnungsralhoſtelſe 
ciafen 1. Glaſſe des Montan. Fachrechuungs⸗ Departements des k. £ Finanz. 
iums Erueft Schuler verliehen. 


Erledigungen. 


Secundararztesſtelle bei den kärntuelſchen Laudezwotllihälligkellganſtalten iu 
Klagenfurt mit 815 fl. Remuneration, freie Wohnung und Kerzenpauſchale bis 22, 
Jun! (Amtsbl. Nr. 148), 

Banvathöftelle bei der Statthafterei fin Böhmen mit 2000 fl. Jahresgehalt, 
eventuell Dbeuingenieuräftelle 2. Claſſe mit 1900 fl. Gehalt jährlich, bis 20. Funi 
(Amlsbl. Nr 143). 

Binanzwoh-Dbertnfperloräftelle Tei der Finanz, Landegplrecklon in Mähren nit 
1400 fl. Jahcecgehalt und dem Vorrüſckungsrechte in die 1600 fl., big Ende Junt 
(Amtöbl. Nr. 148). 

Bezirksſecretävoſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Sechshaus mit 600 fl 
Gehalt Jährlich, Bis 20. Juni (Amtabl. Nr. 148), 

Zwel Forſtelevenſtellen für die Nerarſal⸗Forſtwerwaltung des Wiener Waldes 
mit 200 fl. Stipendium Mbrlich, big 24, Juni (Amtsbl. Nr. 149). 

Elnnehmereftelſe bei der nieberäfterreichtichen FinanzsRaubeibirection bei ken 
1 k. Verzehrungeſteuer⸗Aintenamtern in Wien mt 1260 fl. ö. W. Sahresgehalt, even 
tuell eine Einnehutere. ober Gontroloröſtelle mit dem Jahresgehalte von 1050 fl z. W. 
für beide mit Natucalowarkter oder Ouarflergeld gegen Cautlonepfticht, bit Gabe Junt 
(Amlablatt Nr. 148). 

Bezirkghauptmaunsſtelle bel der Bezirkshauptmannſchaft in Leder mit 1800 fl. 
Gehalt, eventuell mit 1600 fl. Die 15. Juni (Amtebt, Nr. 144). 

Dfficiaföftelle bei der k. k. mährſſchen Landesbaupteaſſe mit 800 fl. Jahres. 
gehalt eventuell Affiſtentenflelle mir 600 fl. Gehalt jährlich, bis Ende Juni (Amis. 
Ulatt N. 145). 

Bergverwaltunge-Acluaröſtelle bei dem Gitter: und Bleihauptwerk in Pribranı 
mit 600 fl. Jahresgehalt und 60 fl. Drrarfiergetd, bis 6. Juli (Anniabt, Ir. 146). 

Sechszehn 1. f. Bezurksarztesſtellen für Tirol und Vorarlberg und zwar: in 
Bregenz, Nenkte, Innsbruck, Schwaz, Lienz, Meran, Elec, Roveredo, Feſtkſrch, Zmft, 
Kufſtein, Brumel, Bogen, Gavaleſe, Erſent und Riva mit 800 fl. Jahresgehalt, Juin. 
guennalzulage vou je 100 fl. bis Eude Juni (Amtsbl Nr. 146) 


Im Verlage der Aatien⸗Geſellſchaft Leykam⸗Joſephsthal in Gra 
ze e e ene 
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Ole bis jeht erschienenen 3 Bändchen enthalten; 

1. Band: Die Geſehe fiber die Neichd- und Landesvertretungen, Staatögrunb« 
geſehe ıc. 

2 und 3. Band: Berorbnungen umd Heſehe fir Bolfd- und Mittelſchulen. 

4. Band, bie Straßengeſehe enthaltend iſt unter der Preſſe 

Dos den einzelnen Händen heigeftigte, sehr praftſſch eingerichtete, vom kek. 
Mathe. Gerretfz Frierich Krammer benrkeilete Heiz n c iter erleichtert 
wesentlich das Auffinden der Beftimmmmgen det verſchledenen Geſeße und Berorb- 
nungen und wird daher unfere Ausgabe der fteiernfirklicen Landesgeſehe allen Herten 
Furiſten, Bermattungäbenmien de. bald unentbehrlich werben. 

Mir bemerken, daß wir die Sarınılmg, welche ſich der Monz ſchen Auggabe 
der Reichsgeſehe anſchlleßt,fortleßzen 

Der 1. und 2. Band koſten je 70 ke 

Der 3. Band 90 kr. 
ein in Berhältniß zur Anäftatkung und Bogenzahl ſehr niehriger Preit, da berOctan- 
bogen ſich auf un 5 kr, felt! wir werden auch für die künftig erscheinenden Bünde 
den gleichen Preis beibehalten. 


Für den Druck verankwortlſch C. Piftori. 


